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Dr. Andreas Schockenhoff
für Ravensburg–Bodensee im Deutschen Bundestag

Staatliches Eingreifen als Ultima Ratio

- Finanzmarktstabilisierungsergänzungsgesetz im Bundestag“ -

In erster Lesung wurde in dieser Woche das Finanzmarkt-
stabilisierungsergänzungsgesetz im Deutschen Bundestag
debattiert. Das Gesetz bringt umfangreiche und notwen-
dige Nachbesserungen des im Oktober verabschiedeten
Banken-Rettungsschirms. Die zentrale Neuerung des Ge-
setzes ist die Möglichkeit zur vorübergehenden Verstaatli-
chung angeschlagener Banken, wenn diese unverzichtbar
für das Funktionieren der Finanzmärkte sind und sich der
Staat auf keinem anderen Weg die Kontrolle sichern kann.
Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist staatliches Ein-
greifen dort notwendig, wo Vertrauen auf dem Spiel
steht: Der Präsident der Deutschen Bundesbank, Prof.
Axel Weber, hat unlängst noch einmal die Position der
Bundesregierung ganz klar unterstützt, dass die Rettung
der Hypo Real Estate Bank im Interesse der Aufrecht-
erhaltung der Stabilität an den Finanzmärkten und zur
Sicherung des Vertrauens der Bürgerinnen und Bürger
unabdingbar war und ist. Die Insolvenz der HRE mit einer
Bilanzsumme von 400 Milliarden Euro hätte unabsehbare
Konsequenzen für Banken und Versicherungen in
Deutschland gehabt, wichtige Märkte wie beispielsweise
der Pfandbriefmarkt als wichtiges Refinanzierungsinstru-
ment der Kommunen wären mit hoher Wahrscheinlichkeit
zusammengebrochen. Ebenso unmissverständlich hat er
klar gemacht, dass im Notfall auch eine Enteignung der
Kapitaleigner nicht ausgeschlossen werden darf, dies sei
„nicht nur mit der Marktwirtschaft vereinbar, sondern
sogar geboten“. Allerdings halten wir einige Änderungen
am vorliegenden Entwurf für erforderlich. Der Respekt vor
den Kapitaleignern verlangt es, dass vor einer Enteignung
zwingend eine Hauptversammlung einberufen und mit
den Anteilseignern verhandelt wird. Nur wenn diese Wege
scheitern, darf eine Enteignung als Ultima Ratio zum Zuge

kommen. In einem Fall der Enteignung erfolgt die im
Grundgesetz vorgeschriebene Entschädigung der enteig-
neten Aktionäre, wobei sich die Höhe der Entschädigung
in der Regel am durchschnittlichen Börsenkurs in den zwei
Wochen vor dem Regierungsbeschluss bemisst. Ebenso
erfordert es der Respekt gegenüber dem Steuerzahler,
dass vor Erlass einer Rechtsverordnung über konkrete
Einzelfälle von Enteignungen der Finanz- und der Haus-
haltsausschuss des Deutschen Bundestages von der Bun-
desregierung informiert werden. Zudem muss klargestellt
werden, dass sich der Bund nach Bewältigung dieser Krise
und nach erfolgreicher Stabilisierung der betroffenen Fi-
nanzinstitute wieder aus diesem Engagement zurückzieht.
Die zuvor enteigneten Aktionäre erhalten hierbei ein Vor-
kaufsrecht. Für uns ist aber klar: Die Regierung muss
alles tun, um Enteignung möglichst zu vermeiden. Als
weitere wichtige Neuerung schafft der Gesetzentwurf die
Voraussetzungen dafür, dass der im Oktober geschaffene
Finanzmarktfonds SoFFin seine Bürgschaften zugunsten
angeschlagener Banken länger als bisher abgeben kann.
Außerhalb des Banken- und Finanzbereichs steht aber
nicht die Funktionsfähigkeit ganzer Volkswirtschaften und
Märkte auf dem Spiel, wenn einzelne Unternehmen in
Schwierigkeiten geraten. Deshalb lehnen wir direkte Be-
teiligungen des Bundes an einzelnen Unternehmen ab.
Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion sind wie im Falle
des angeschlagenen Autobauers Opel allenfalls staatliche
Bürgschaften im Rahmen einer Gesamtlösung bei Beteili-
gung privater Geld- und Kreditgeber auf der Basis eines
überzeugenden Unternehmenskonzeptes vertretbar. Hier-
für haben wir mit der Ausweitung der Hilfsprogramme der
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) die entsprechenden
Voraussetzungen geschaffen.
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Aus Plenum und Lobby

Angriffe auf Erika Steinbach inakzeptabel

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion weist die Angriffe auf
Erika Steinbach entschieden zurück. In ihrer Funktion als
Vorsitzende des Bundes der Vertriebenen hat sich Frau
Steinbach bleibende Verdienste erworben. Besonders
hervorzuheben ist ihr großes und jahrelanges Engage-
ment zur Erinnerung an das Leid von Flucht und Vertrei-
bung. Mit dem „sichtbaren Zeichen“ wird diese Erinne-
rung nun eine würdige Gedenkstätte erhalten. Bei ihrem
Einsatz hat sich Frau Steinbach immer von nationalisti-
schen und revanchistischen Forderungen wie etwa denen
der sogenannten „Preußischen Treuhand“ abgegrenzt.
Deshalb sind die nun gegen sie erhobenen Vorwürfe ab-
surd.

Medien- und Kommunikationsbericht 2008

In dieser Woche stellte die Bundesregierung den Medien-
und Kommunikationsbericht 2008 vor. Der Bericht bün-
delt die mit der Digitalisierung der Medienwelt einherge-
henden grundlegenden technischen, wirtschaftlichen,
gesellschaftlichen und politischen Veränderungen. Er
beschreibt auch das Zusammenwachsen bislang getrenn-
ter Medieninhalte, technischer Infrastrukturen, Endgeräte
und Unternehmensstrukturen als wesentliche Triebkräfte
der tief greifenden Veränderungen, die seit etwa Mitte
der 90er Jahre die Medienlandschaft prägen. Dieser Pro-
zess enthält Chancen wie größere mediale Vielfalt und
Beteiligungsmöglichkeiten für die breite Masse, aber auch
Risiken etwa im Hinblick auf Urheberrechtsverletzungen
und die Gefährdung der Sicherheit persönlicher Daten im
Internet. Das breite Themenspektrum des Berichts – von
Jugendschutz und Computerspielen über Medienkompe-
tenz und Urheberrecht bis Online-Sucht und Breitbandka-
bel – bot Anlass für eine Generaldebatte über die Me-
dienpolitik.

Achter Menschenrechtsbericht vorgestellt

Mit dem achten Menschenrechtsbericht, der die Men-
schenrechtspolitik in den auswärtigen Beziehungen und in
anderen Politikbereichen beleuchtet, informierte uns die
Bundesregierung über ihr Engagement in diesem Politik-
bereich. Erfasst wird der Berichtszeitraum März 2005 bis
Februar 2008. Besondere Bedeutung wird im Bericht den

Themen „EU-Rats-präsidentschaft/G8-Vorsitz“, „VN-
Menschenrechtsrat“ und „Weibliche Genitalverstümme-
lung“ beigemessen. In der Debatte wurde wieder deut-
lich, dass die Union die Partei des Menschenrechtsschut-
zes ist. Es ist gelungen, im Rahmen des internationalen
und europäischen Menschenrechtsschutzsystems ent-
scheidende Impulse zum Schutz und zur weltweiten För-
derung der Menschenrechte zu geben. Die verlässliche
Menschenrechtspolitik der Union hat die politische Auf-
merksamkeit für die Achtung und Durchsetzung der Men-
schenrechte international erhöht – dies gilt insbesondere
für die zunehmenden Verletzungen der Religionsfreiheit
und der Verfolgung von Christen weltweit. Unserer Bun-
deskanzlerin ist es gelungen, das Profil Deutschlands zu
schärfen, wenn es darum geht, weltweit die Einhaltung
der Menschenrechte offen anzumahnen und glaubwürdig
zu vertreten.

Rechte von Verletzten und Zeugen gestärkt

In erster Lesung stand das Gesetz zur Stärkung der Rech-
te von Verletzten und Zeugen im Strafverfahren zur De-
batte im Deutschen Bundestag an. Die Voraussetzungen,
unter denen die Nebenklage zulässig ist und ein Opfer-
anwalt beizuordnen ist, werden neu geordnet und erwei-
tert. Rechte von Kindern und Jugendlichen, die Opfer von
Straftaten geworden sind oder die als Zeugen in einem
Strafverfahren aussagen müssen, werden gestärkt, indem
die Schutzaltersgrenze von 16 auf 18 Jahre angehoben
wird. Rechte besonders schutzbedürftiger Zeugen werden
durch die Möglichkeit der Beiordnung eines Beistandes
und weitere Maßnahmen, wie etwa dem Recht, keine
Angaben zum Wohnort machen zu müssen, verbessert.

Zitat

«Es reicht nicht aus, für ein paar Monate den Betrieb von
Opel aufrecht zu erhalten.»

(EU-Kommissar Verheugen am Donnerstag in Brüssel zur
Frage, ob der angeschlagene Autobauer Opel öffentliche
Hilfen bekommen soll)
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Aus der Bundestagsfraktion

Sicherheit, Stabilität und Demokratie in
Südkaukasus fördern

Der Krieg zwischen Russland und Georgien im

Sommer letzten Jahres hat erneut unter Beweis ge-

stellt hatte, wie fragil die Situation im Südkaukasus

ist. Bei der Vermittlung eines Waffenstillstands spiel-

te die Europäische Union eine bedeutende Rolle. Ihr

kommt nun auch ein wichtiger Part bei der Beile-

gung der Konflikte in der gesamten Region zu. Die

Aufgaben reichen hierbei von wirtschaftlichen Hilf-

smaßnahmen über Wiederaufbau der Infrastruktur

bis zur Demokratie- und Rechtsstaatsförderung und

Schutz von Minderheiten. Mit dem Antrag der Frak-

tionen der CDU/CSU und SPD Sicherheit, Stabilität

und Demokratie in Südkaukasus fördern bestärken

wir die Bundesregierung in ihrer Politik und fordern

sie auf, ihre Kaukasus-Politik weiterhin eng mit den

europäischen Partnern abzustimmen und die Ver-

mittlungsbemühungen und Friedensmissionen unter

dem Dach der EU, des Europarates, der OSZE und

der Vereinten Nationen nachdrücklich zu unterstüt-

zen. Dabei sollte die Bundesregierung der europä-

ischen und internationalen Stabilisierungspolitik wei-

terhin durch eigene Vorstellungen und Konzepte

neue Impulse geben und das Vorgehen mitgestal-

ten, um eine Stabilisierung der Region zu erreichen.
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Terminvorschau

07.03.2009 , 10.00 Uhr
Bezirksvertreterversammlung zur Aufstellung der Lan-
desliste zur Bundestagswahl in Pfullendorf

08.03.2009 , 10.00 Uhr
Grußworte bei der Hauptversammlung des Blasmusik-
kreisverbandes Ravensburg in Hauerz

09.03.2009 , 12.00 Uhr
Vorstandssitzung des CDU Wirtschaftsrates Ravensburg
"Krone" in Schnetzenhausen

09.03.2009 , 16.15 Uhr
Betriebsbesuch Walter Baustoffe zusammen mit Paul
Locherer MdL in Leutkirch

09.03.2009 , 17.00 Uhr
Bürgersprechstunde in Leutkirch
Besprechungsraum der Fa. Walter Baustoffe, Wangener
Str. 41, 88299 Leutkirch

11.03.2009 , 19.30 Uhr
Ravensburger Unternehmergespräch 2009
im Schwörsaal des Waaghauses

12.03.2009 , 18.00 Uhr
Politikabend mit Bund-Neudeutschland KMF-Gruppe
Ravensburg-Weingarten
Gemeindesaal Christkönig

13.03.2009 , 10.30 Uhr
Neueröffnung Schussental Klinik
in Aulendorf

13.03.2009 , 16.30 Uhr
"Eine Mütze voll leben" Ravensburgs Frauen Stricken
im ev. Matthäus-Gemeindehaus Ravensburg

13.03.2009 , 19.30 Uhr
60 Jahre CDU Ortsverband Herlazhofen und 30 Jahre
CDU-Ortsvorsitz Hans Schäffeler
Feuerwehrhaus Herlazhofen

16.03.2009 bis 20.03.2009
Sitzungswoche in Berlin

23.03.2009 bis 27.03.2009
Sitzungswoche in Berlin
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